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Was unsere momentane Zeit am besten zu beschreiben scheint, ist das Wort: „Rechtsruck“. Es wird
auch in den Medien, Debatten und Gesprächen verwendet, so dass es aus unserer Analyse der
gesellschaftlichen Umstände nicht weggedacht werden kann. Es trifft die Situation auch eigentlich
recht gut. „Plötzlich“ scheinen die rechten Parteien die Situation gut ausnutzen zu können, werden
gewählt und geben den vorherrschenden Ton an. Wenn es noch Zweifel daran gab, müssen diese
jedoch spätestens seit der Wahl Trumps zerstreut worden sein. Aber nicht nur in den USA, auch hier
vor unserer Haustür können wir eine Veränderung beobachten.

In Österreich und Deutschland sind die rechtspopulistischen, nationalistischen, frauenfeindlichen
und rassistischen Parteien auf dem Vormarsch: ein Phänomen, das in ganz Europa, ja sogar global
zu beobachten ist. In Deutschland eilt die AfD seit zwei Jahren voran. Bei verschiedenen
Landtagswahlen hat sie es überall zweistellig ins Parlament geschafft und kann ihren Vorteil der
Opposition recht gut ausschöpfen. In Österreich stellt die Freiheitliche Partei (FPÖ) schon eine
etablierte Kandidatin dar, die esjedoch durch die allgemeine Verschiebung nach rechts wieder
geschafft hat, vermehrt in die öffentliche Aufmerksamkeit zu treten. Diese „allgemeine
Verschiebung nach rechts“ hat aber eben nicht nur Einfluss auf Geflüchtete und Migrant*innen,
sondern ganz konkret auf die Lebensrealität von uns allen. Die Gewalttaten in Deutschland, die an
Geflüchteten und auf deren Unterkünfte begangen werden, sowie rechte Mobilisierungen steigen
seit 2014 dauernd an, ebenso Angriffe auf linke Aktivist*innen und Strukturen. Im Gegensatz dazu
scheinen die linken Gegenbewegungen dauernd abzunehmen. So war zwar genug Potenzial da, um
Bündnisse ins Leben zu rufen, die sich gegen Rassismus stark machen und,es gab dazu auch einige
Versuche,doch nahm deren Bedeutung auch sehr rasch wieder ab. Es scheint tatsächlich so, als
wären Antirassist*innen einer hoffnungslosen Situation ausgesetzt, in der es fast unmöglich
ist,gegen den gesellschaftlichen Trend anzukommen. Auch in Österreich verliefen die
antirassistischen Bewegungen zumeist im Sand, obwohl ähnlich wie in Deutschland der Beginn sehr
hoffnungsvoll gewirkt hatte. Menschen organisierten Flüchtlingshilfe oder unterstützten sie, wo sie
nur konnten. Auch große Refugee-Demonstrationen, die für Österreich eher eine Seltenheit sind,
konnten organisiert werden. Aber selbst diese Stimmung konnte sich nicht allzu lang halten. Der
zunehmende staatliche Rassismus setzte genau in diesem Moment ein. GegenObergrenzen und
„Integrationspakete“, die von Kopftuchverbot und 1-Euro-Jobs für Flüchtlinge sprechen, konnte nur
noch mit Müh und Not überhaupt eine Opposition auf die Straße gebracht werden. Vor allem im
Rahmen der Bundespräsidentschaftswahl hat sich das Klima nochmal merkbar zugespitzt.

Dieser Rechtsruck impliziert viele gesellschaftliche Veränderungen, die in ihrer Heftigkeit vor allem
Menschen betreffen, die aufgrund von ihren Umständen ohnehin schon genug Diskriminierung
ausgesetzt sind. Die Rede ist von Migrant*innen, Flüchtlingen, Frauen und LGBTIAs. Vor allem
Menschen, die mehrere dieser Kriterien erfüllen, scheinen momentan (auch im Kontext des
Erstarkens des antimuslimischen Rassismus) nicht mehr willkommen zu sein in der ach so
offenherzigen, abendländischen Kultur.

Vor allem die sogenannte „Salonfähigkeit“ rechter Ideologien unterstützt diese gesellschaftliche
Wandlung. Unter Arbeiter*innen haben sowohl AfD als auch FPÖ enorme Zugewinne verbuchen
können. Die soziale Unsicherheit, die seit der Krise 2008 einfach nicht abzuschütteln ist und mit
Sparpaketen und Agenda 2010 auf den Rücken des Proletariats abgeladen wurde, spielt den Rechten
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in die Hände. Denn im Gegensatz zu den etablierten Parteien sprechen diese an, dass etwas
schiefläuft. Aber anstatt einer antikapitalistischen Kritik bringen sie rassistische Vorurteile ins Spiel,
denn im Unterschied zu den etablierten Parteien sagen sie zumindest, dass etwas nicht stimmt, auch
wenn ihr Feindbild einer als typisch dargestellten migrantischen Person muslimischen Glaubens, die
angeblich zeitgleich das Sozialsystem ausbeute und den Einheimischen „Arbeitsplätze wegnehme“,
nicht der Wahrheit entspricht. Im Zuge dessen gehen etablierte Parteien nach rechts und bieten
keine klare linke Alternative. Gleichzeitig sehen wir, dass nicht nur in Bezug auf Geflüchtete gehetzt
wird, sondern wie ein reaktionäres, widersprüchliches Frauenbild Einzug in die Köpfe hält. Auf der
einen Seite sollen die „Kampfemanzen“ einen Gang zurückschalten, Gleichberechtigung sei ja schon
erkämpft und solche „Nebensächlichkeiten“ wie ungleiche Bezahlung oder sexualisierte Gewalt
seien ja wirklich nicht so schlimm, als dass sie thematisiert werden müssten. Auf der anderen Seite
müssen „unsere“ Frauenrechte gegen den „bösen Islam“ verteidigt werden, der Frauen nicht nur als
minderwertig ansieht, sondern sie auch noch zwingt, sich zu verschleiern, was ja nun wirklich eines
der am heftigsten diskriminierenden Sachen ist, die man einem weiblichen Wesen antun kann. So
ließ die Debatte rund um die Kölner Silvesternacht viele Stimmen von rechts plötzlich einen bis
dahin unbekannten pseudofeministischen Unterton annehmen. Für „unsere“ Frauen, gegen den
reaktionären Islam und übergriffige Flüchtlinge (also alle). Dass dabei außer Acht gelassen wird, wie
diskriminierend und einschränkend die Vorstellung des Familienbildes allein in Europa für Frauen
ist und welche Heuchelei eigentlich dahintersteht, sich selbst als Befürworter*in der Gleichstellung
hinzustellen, wo doch jede kleine Verbesserung in diese Richtung bis aufs Blut erkämpft werden
musste, ist typisch für diese abendländische Kultur. Frei nach der Devise: ziemlich scheiße, aber alle
anderen sind trotzdem schlimmer. Und scheiße ist ja relativ. Die Thematik des Islam ist aber nicht
nur auf der europäischen Welt eine heiße Kartoffel.

Unter Trump werden in Amerika Einreisebeschränkungen versucht durchzusetzen, die auf Kriegs-
und Krisenländer, aber auch solche mit großer islamischer Religionsgemeinde ausgeweitet sind.
Während in positiver Weise das auf Empörung bei vielen stößt, wird allerdings oftmals vergessen,
dass auch um Europa eine Mauer steht: vermutlich, weil dieser Prozess ein längerer war, ein
Staatenblock immer noch etwas anderes als ein einzelnes Land ist, weil deren rassistische
Implikation mehr durch ihre „Notwendigkeit“ in Kauf genommen wird und sie nicht im
unmittelbaren Widerspruch zu größeren Kapitalinteressen steht, solange man sich innerhalb der EU
noch frei bewegen kann.

Aber nicht nur das: unter dem Tarnmantel des Rassismus versuchen die rechten Populist*innen, wie
oben erwähnt, Frauenrechte für ihren Rassismus zu nutzen. Zeitgleich greifen sie diese aber an.
Auswirkungen des Rechtsrucks sind für Frauen direkt spürbar, so zum Beispiel in Polen, wo das
bereits sehr einschränkende Abtreibungs„recht“ noch verschlimmert hätte werden sollen unter der
rechtsnationalistischen PiS, die einem Begehren der katholischen Kirche bezüglich mehr
Restriktionen fast nachgegeben hätte, wären die Proteste von Frauen nicht zu zahlreich gewesen.

In Österreich steht nun ein tatsächliches Verschleierungsverbot an. Der Integrations- und
Außenminister Sebastian Kurz von der Volkspartei behandelt diese Idee seit jeher wie sein eigenes
Kind und hält sie für einen wichtigen Bestandteil der Integration von Muslim*innen in die
österreichische Gesellschaft. Dass hier klar eine Zwangsassimilation im Vordergrund steht und ganz
offensichtlich und mit voller juristischer Bestätigung ein Zurückdrängen ohnehin meist mehr als
doppelt diskriminierter muslimischer Frauen aus dem öffentlichen Leben in Kauf genommen wird,
scheint gar nicht mehr Thema zu sein, zumindest nicht in der Regierung – die linken Stimmen dazu
sind auch kaum zu hören. Bisher „nur“ auf das Tragen der Burka beschränkt, bietet dieser juristisch
legitimierte Schritt viel Platz nach oben, was weitere Einschränkungen angeht.

Spätestens seit der Silvesternacht 2015 versuchen die Rechtspopulist*innen sich als die
Verteidiger*innen der europäischen Frauen aufzuspielen und vertreten dabei oft erzkonservative



Frauen- und Familienbilder. Gleichzeitig wurde damit auch ein Kopftuch- bzw. ein
Verschleierungsverbot diskutiert, das nicht nur rassistisch gegenüber Muslima ist, sondern auch
eine sexistische Komponente beinhaltet, weil es einerseits Frauen, die solche Kleidung freiwillig
tragen, das Recht abspricht zu entscheiden, was sie tragen wollen, und andererseits Frauen, die
gezwungen werden, solche Kleidung zu tragen, weiter aus der Öffentlichkeit verbannt.

Frauen, die von ihren Männern beziehungsweise ihrer Familie gezwungen werden, sich zu
verschleiern, werden bei einem Verschleierungsverbot wohl gezwungen sein, die eigenen vier
Wände gar nicht mehr oder nur noch in Begleitung zu verlassen. Auch das in Österreich diskutierte
(und teilweise geplante) Verbot von Kopftüchern im öffentlichen Dienst schlägt in eine ähnliche
Kerbe. Frauen, denen ein Kopftuch wichtig ist oder die gezwungen sind es zu tragen, werden somit
aus dem öffentlichen Dienst (in dem sie ohnehin unterrepräsentiert sind) verbannt.

Doch was sollen wir jetzt tun? Die Masse scheint zäh und langsam, das Potenzial einer
antirassistischen, antisexistischen Bewegung in Österreich oder Deutschland kaum existent. Doch
kein Widerstand ist auch keine Lösung. Wir müssen die Anliegen der Frauen und Migrant*innen
hören, ernstnehmen und aufzeigen, wie ähnlich sie sich eigentlich sind. In diese bürgerliche
Regierung, die nur aktiv gegen sie zu arbeiten scheint, ist doch keine Hoffnung mehr zu setzen. Ein
Beispiel dafür war eine Demonstration in Wien gegen das Verschleierungsverbot, gemeinsam
organisiert von dezidiert linken und muslimischen Kräften, die sich für das Selbstbestimmungsrecht
von Frauen einsetzten. Hier sah man, wie ohne viel Ankündigung wieder Menschen auf die Straße
gebracht werden konnten, Potenzial ist also noch vorhanden.

Daran muss angeknüpft werden. Wir brauchen eine antirassistische Bewegung, die sich gegen den
Rechtsruck stellt, bestehend aus den Organisationen der Arbeiter*innenklasse, Jugendlichen und
Geflüchtetenstrukturen. Diese brauchen klare Forderungen, die nicht nur die weiteren Angriffe
abwehren, sondern auch für ihre eigenen Rechte kämpfen. Das heißt konkret, dass antirassistische
Forderungen sowohl mit antisexistischen als auch mit der „sozialen Frage“ verbunden werden
müssen. Beispielweise stehen wir dafür ein, dass Geflüchtete in die Gewerkschaften aufgenommen
werden, damit sie zusammen mit bereits Arbeitenden gegen eine Spaltung untereinander, für das
Recht auf Arbeit und einen gemeinsamen Mindestlohn kämpfen können. Diese Forderung kann man
mit der Notwendigkeit von antirassistischen sowie antisexistischen Schutzräumen, also Caucussen
(Recht auf gesonderte Treffen von sozial Unterdrückten wie z. B. Frauen) in den Gewerkschaften
verbinden. Ein weiterer Aspekt wäre die Frage nach Wohnraum. Während Geflüchtete oftmals in
Lager abgeschoben werden, ist es für Arbeiter*innen, besonders für alleinerziehende Mütter und
Jugendliche, schwer, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Deswegen sagen wir: Nein zu Lagern! Für
eine dezentrale Unterbringung von Geflüchteten, für den Ausbau des sozialen Wohnungsbaus und
die Enteignung von Spekulationsobjekten oder leerstehenden Wohnungen!

Neben diesen Forderungen müssen wir auch klar für Selbstverteidigung und politische Aktion von
diskriminierten Gruppen eintreten. Vor allem in Deutschland, wo rechtsradikale Bürgerwehren oder
ähnliches eine Realität sind, können wir die Straße nicht einfach so hergeben. Frauen,
Migrant*innen und Arbeiter*innen müssen sich selbst organisieren, lernen sich zu verteidigen und
so auch für Konfrontationen gewappnet sein. Es ist mehr als klar, dass der Staat mit seiner
rassistischen und frauenfeindlichen Politik diese Hilfe nicht bietet.

Schlussendlich machen wir uns für offene Grenzen stark. Sei es Trump oder die EU: eine
Abschottungspolitik, die eine Abwehr von Flüchtlingen darstellt, stellt nicht nur die einfachsten
Menschenrechte in Frage, nein, sie tötet auch. Wir müssen legale Fluchtrouten schaffen und uns von
dem „Das Boot ist voll“-Gedanken trennen. Nur wenn wir die Initiative ergreifen und gemeinsam für
unsere Rechte kämpfen, können wir gegen den Rechtsruck, der uns alle betrifft, vorgehen. Wenn wir
uns jetzt nicht für die Rechte von Geflüchteten und Frauen einsetzen, wann dann?


